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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

EU-Kommission: Verbesserungsvorschläge für Quellensteuerverfahren 

Die Europäische Kommission hat am 19. Juni 2023 neue Vorschriften 
vorgeschlagen, um Quellensteuerverfahren in der EU für Investoren, 
Finanzintermediäre (z. B. Banken) und die Steuerverwaltungen der 
Mitgliedstaaten effizienter und sicherer zu machen. 

Hintergrund 

Der Begriff „Steuerabzug an der Quelle“ bezieht sich auf den Fall, wenn 
beispielsweise ein in einem EU-Mitgliedstaat ansässiger Anleger für die in einem 
anderen Mitgliedstaat erzielten Zinsen oder Dividenden Steuern zahlen muss. 
Dies ist häufig bei grenzüberschreitenden Investitionen der Fall. Für Fälle dieser 
Art haben viele EU-Mitgliedstaaten Doppelbesteuerungsabkommen geschlossen, 
um zu verhindern, dass Personen oder Unternehmen zweifach besteuert werden. 
Dank dieser Abkommen kann ein grenzüberschreitend tätiger Anleger die 
Erstattung der in einem anderen Mitgliedstaat zu viel gezahlten Steuern 
beantragen. 

Diese Erstattungsverfahren sind allerdings oft langwierig, kostspielig und 
umständlich, sorgen für Frustrationen bei Anlegern und wirken abschreckend auf 
grenzüberschreitend tätige Investoren aus der EU und aus Drittländern. Derzeit 
wendet jeder EU-Mitgliedstaat eigene Quellensteuerverfahren an, die sich sehr 
voneinander unterscheiden. Anleger sind mit mehr als 450 verschiedenen 
Verfahren in der EU konfrontiert, von denen die meisten nur in der 
Landessprache verfügbar sind. Die Cum/Ex- und die Cum/Cum-Skandale haben 
außerdem gezeigt, dass die Erstattungsverfahren missbraucht werden können: 
Im Zeitraum 2000-2020 haben diese Praktiken Steuerausfälle von 
schätzungsweise 150 Mrd. EUR verursacht. 

Die EU-Kommission hat deshalb Maßnahmen vorgeschlagen, die Anlegern, 
Finanzintermediären und nationalen Steuerbehörden das Leben erleichtern 
sollen: 

• Ein gemeinsamer digitaler Nachweis über den 
Steuerwohnsitz soll für schnellere und effizientere 
Erstattungsverfahren sorgen. So sollen Anleger mit einem breit 
gestreuten Portfolio in der EU künftig nur noch einen einzigen 
digitalen Nachweis über den Steuerwohnsitz benötigen, um im 
selben Kalenderjahr mehrere Erstattungen zu beantragen. Ein 
digitaler Nachweis über den Steuerwohnsitz sollte innerhalb 
eines Arbeitstages nach Beantragung ausgestellt werden. Noch 
gelten in den meisten Mitgliedstaaten papiergestützte Verfahren. 

• Zwei Schnellverfahren zur Ergänzung des geltenden 
Standard-Erstattungsverfahrens: ein Verfahren für die 
„Steuererleichterung an der Quelle“ und ein 
„Schnellerstattungsverfahren“, die die Erstattungsprozesse in 
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der gesamten EU beschleunigen und stärker harmonisieren 
werden. Die Mitgliedstaaten sollen sich selbst für eines der 
beiden Verfahren – oder für eine Kombination aus beiden – 
entscheiden können. 

o Beim Verfahren für die „Steuererleichterung an der 
Quelle“ wird zum Zeitpunkt der Ausschüttung von Zinsen 
oder Dividenden ein ermäßigter Steuersatz gemäß den 
anwendbaren Vorschriften des 
Doppelbesteuerungsabkommens angewandt. 

o Im Rahmen des „Schnellerstattungsverfahrens“ wird 
zunächst eine Zahlung unter Berücksichtigung des 
Quellensteuersatzes des Mitgliedstaats geleistet, in dem 
die Dividenden oder Zinsen ausgeschüttet werden; zu 
viel gezahlte Steuern werden jedoch innerhalb von 50 
Tagen nach dem Zeitpunkt dieser Zahlung erstattet. 

Laut Schätzungen der Kommission zufolge sollen Anleger mit diesen 
standardisierten Verfahren rund 5,17 Mrd. EUR jährlich einsparen. 

• Durch die Einführung einer standardisierten 
Meldepflicht sollen die nationalen Steuerverwaltungen die 
erforderlichen Instrumente erhalten, um zu prüfen, ob der 
ermäßigte Steuersatz in Anspruch genommen werden darf, und 
um potenziellen Missbrauch aufzudecken. Zertifizierte 
Finanzintermediäre sollen der zuständigen Steuerverwaltung die 
Ausschüttung von Dividenden oder Zinsen melden müssen, 
sodass diese die Transaktion zurückverfolgen kann. 
Insbesondere große Finanzintermediäre in der EU werden 
verpflichtet, sich in einem nationalen Register zertifizierter 
Finanzintermediäre zu registrieren. Finanzintermediäre aus 
Drittländern und kleinere EU-Finanzintermediäre können sich 
freiwillig registrieren lassen. Steuerpflichtige, die über 
zertifizierte Finanzintermediäre in der EU investieren, können 
Schnellverfahren für die Erstattung der Quellensteuer in 
Anspruch nehmen und die Doppelbesteuerung von 
Dividendenzahlungen vermeiden. Je mehr Finanzintermediäre 
sich registrieren, desto einfacher wird es für Steuerbehörden, 
Anträge auf Steuererstattungen – unabhängig von dem 
gewählten Verfahren – zu bearbeiten. 

Nächste Schritte 

Der Vorschlag soll nach Annahme durch die Mitgliedstaaten zum 1. Januar 2027 
in Kraft treten. 

Fundstelle 

EU-Kommission, Pressemitteilung vom 19. Juni 2023.  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_3301
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 22. Juni 2023 

 
 
Die Beteiligung einer GmbH als Komplementärin an einer 
grundbesitzverwaltenden, nicht gewerblich geprägten 
Kommanditgesellschaft (Zebragesellschaft) ist keine Verwaltung 
und Nutzung eines nach § 39 Abs. 2 Nr. 2 AO zuzurechnenden 
eigenen Grundbesitzes und berechtigt nicht zur erweiterten 
Kürzung des Gewerbeertrags (§ 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG), wenn die 
GmbH am Vermögen der Zebragesellschaft nicht beteiligt ist. Die 
Komplementär-GmbH nutzt insofern fremden Grundbesitz. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
Die Anwendung von Art. 14 Abs. 1 DBA-Frankreich 1959/2001 hat 
Vorrang vor der Anwendung der sog. Grenzgängerregelung des 
Art. 13 Abs. 5 DBA-Frankreich 1959/2001 (Bestätigung der 
Senatsrechtsprechung). Die Besteuerung eines Grenzgängers (Art. 
13 Abs. 5 DBA-Frankreich 1959/2001) nach dem sog. 
Kassenstaatsprinzip (Art. 14 Abs. 1 DBA-Frankreich 1959/2001) ist 
nicht verfassungswidrig; insbesondere ist die Anwendung 
unterschiedlicher Verteilungsnormen des DBA-Frankreich 
1959/2001 auf vergleichbare Normadressaten aus 
verfassungsrechtlicher Sicht "belastungsneutral". 
 
Zum Urteil 
 
 
 
Es bedarf der Feststellung im Einzelnen, ob bei einem zweisitzigen 
"Handwerkerfahrzeug" (hier: Mercedes Benz Vito) von einer 
Privatnutzung durch den Steuerpflichtigen ausgegangen und deren 
Höhe unter Anwendung der 1 %-Regelung angesetzt werden kann 
(vgl. BFH-Urteil vom 18.12.2008 - VI R 34/07, BFHE 224, 108, 
BStBl II 2009, 381). Ob Lücken in der Abfolge der Nummern der 
Ausgangsrechnungen eine Schätzungsbefugnis begründen, ist von 
den Umständen des Einzelfalls abhängig und damit nicht 
grundsätzlich bedeutsam (vgl. bereits Senatsbeschluss vom 
07.02.2017 - X B 79/16, BFH/NV 2017, 774). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 

Urteil III R 53/20: Keine 
erweiterte Kürzung des 
Gewerbeertrags einer 
Komplementär-GmbH 
bei fehlender Be-
teiligung am 
Gesellschafts-
vermögen einer nicht 
gewerblich geprägten 
GmbH & Co. KG 
 
20. April 2023 
 

Urteil I R 45/19: 
Verfassungsgemäße 
Besteuerung eines 
Grenzgängers nach 
dem sog. 
Kassenstaatsprinzip 
 
 
 
 
 
22. Februar 2023 
 

 

 
Beschluss X B 111/22: 
Anwendung der 1 %-
Regelung bei 
"Handwerker-Kfz"; 
Schätzung aufgrund 
lückenhaft 
nummerierter 
Ausgangsrechnungen 
 
 
 
31. Mai 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310123/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350101/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310114/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Kein gewerblicher Grundstückshandel bei Veräußerungen ca. sechs Monate 
nach Ablauf der Fünfjahresfrist und Nichtvorliegen besonderer Umstände 
Das Finanzgericht Münster hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass die 
Grenze zur Annahme eines gewerblichen Grundstückshandels bei der 
Veräußerung von 13 Objekten ca. sechs Monate nach Ablauf des 
Fünfjahreszeitraums nicht überschritten ist, wenn keine besonderen Umstände für 
eine Verlängerung hinzutreten. 
Sachverhalt 
Die Klägerin war die Rechtsnachfolgerin einer GmbH, welche mit einem 
notariellen Vertrag insgesamt 13 Objekte an eine einzige Erwerberin veräußerte. 
Der Fünfjahreszeitraum zwischen Anschaffung und Verkauf war bei einem Objekt 
um 5 Monate, bei sieben Objekten um 6 Monate, bei vier Objekten um 6 ½ 
Monate und bei einem Objekt um 7 ½ Monate überschritten. Das Finanzamt 
versagte die beantragte erweiterte Kürzung des Gewerbeertrags für 
Grundstücksunternehmen gem. § 9 Nr. 1 Satz 2 ff. GewStG mit der Begründung, 
dass die Tätigkeit der GmbH über eine reine Vermögensverwaltung 
hinausgegangen sei. Die Grenze zum gewerblichen Grundstückshandel sei 
überschritten worden. 
Im Rahmen des Klageverfahrens berief sich die Klägerin darauf, dass 
ursprünglich keine Veräußerungsabsicht bestanden habe. Der Verkauf der 
Immobilien sei durch das überraschende Ableben eines der Geschäftsführer der 
GmbH, der zugleich mittelbar an dieser beteiligt war, veranlasst worden. Da die 
Alleinerbin Bankbürgschaften des mit 55 Jahren verstorbenen Gesellschafter-
Geschäftsführers nicht habe übernehmen wollen und eine Haftungsfreistellung 
von den Banken abgelehnt worden sei, seien die Immobilien zur Ablösung der 
Darlehen veräußert worden. 
Richterliche Entscheidung 
Das Finanzgericht Münster hat der Klage vollumfänglich stattgegeben. Die GmbH 
habe die Grenze der Vermögensverwaltung nicht überschritten. Von einem 
gewerblichen Grundstückshandel könne im Regelfall ausgegangen werden, wenn 
innerhalb eines engen zeitlichen Zusammenhangs zwischen Anschaffung und 
Verkauf, d.h. von etwa fünf Jahren, mindestens vier Objekte veräußert würden. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs komme dem 
Fünfjahreszeitraum nur eine indizielle Bedeutung zu, sodass sich dieser Zeitraum 
bei Hinzutreten besonderer Umstände verlängern könne. 
Im Streitfall hätten jedoch keine derartigen Umstände vorgelegen. So habe die 
GmbH mit dem Unternehmensgegenstand Vermietung und Verpachtung keinen 
„branchennahen“ Hauptberuf ausgeübt. Die (branchenüblichen) Tätigkeiten 
weiterer Gesellschaften, die derselben Unternehmensgruppe wie die GmbH 
angehören würden, seien der GmbH aufgrund des körperschaftsteuerlichen 
Trennungsprinzips nicht zuzurechnen. Weder der Zeitraum, um den die 
Fünfjahresfrist überschritten worden sei, sei mit ca. 6 Monaten als geringfügig 
einzustufen, noch habe eine vollumfängliche Fremdfinanzierung vorgelegen. 
Als Indiz gegen eine im Erwerbszeitpunkt bereits bestehende Verkaufsabsicht 
spreche vielmehr, dass für 80 % der aufgenommenen Darlehensbeträge eine 
längerfristige Laufzeit vereinbart worden und daher eine 
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Vorfälligkeitsentschädigung angefallen wäre. Die hohe Anzahl der Verkäufe 
rechtfertige ebenfalls nicht die Annahme einer im Erwerbszeitpunkt bestehenden 
bedingten Veräußerungsabsicht, da die Veräußerung auf das überraschende 
Versterben des Gesellschafter-Geschäftsführers und somit auf ein 
unvorhersehbares Ereignis zurückzuführen sei. 
Das Finanzgericht hat wegen grundsätzlicher Bedeutung die Revision 
zugelassen. 
Fundstelle 
Finanzgericht Münster, Urteil vom 26. April 2023 (13 K 3367/20 G), siehe den 
Newsletter Juni 2023 des Finanzgerichts; die Revision ist beim BFH unter dem 
Az. III R 14/23 anhängig. 
 
Drei-Tages-Fiktion auch anwendbar, wenn planmäßig an zwei 
aufeinanderfolgenden Tagen keine Postzustellung stattfindet 
Die Zugangsvermutung des § 122 Abs. 2 Nr. 1 AO entfällt nicht unabhängig von 
vom Empfänger erhobenen berechtigten Zweifeln gegen den nach der 
Zugangsvermutung berechneten Bekanntgabezeitpunkt, wenn innerhalb des Drei-
Tages-Zeitraums planmäßig an zwei aufeinanderfolgenden Tagen keine 
Postzustellung stattfindet. Dies hat das Finanzgericht Münster in einem aktuellen 
Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Das Finanzamt wies den Einspruch des Klägers mit Einspruchsentscheidung vom 
28. Januar 2022 (einem Freitag) zurück. Im Rahmen der Klageschrift, welche 
beim Gericht am 3. März 2022 einging, gab der Kläger an, dass die 
Einspruchsentscheidung am 3. Februar 2022 (einem Donnerstag) bei seinem 
Bevollmächtigten zugegangen sei. Der vom Finanzamt eingesetzte 
Postdienstleister stellt an der Kanzleianschrift des Bevollmächtigten an 
Samstagen keine Post zu. 
Richterliche Entscheidung 
Das Finanzgericht Münster hat die Klage abgewiesen. Die Klage sei verfristet 
erhoben worden, da nach der gesetzlichen Bekanntgabefiktion des § 122 Abs. 2 
Nr. 1 AO die Einspruchsentscheidung am 31. Januar 2022 (einem Montag) als 
bekanntgegeben gelte. Die Drei-Tages-Fiktion sei auch anwendbar. Aus Sicht 
des Gerichts stand fest, dass die per einfachem Brief versandte 
Einspruchsentscheidung am 28. Januar 2022 zur Post aufgegeben wurde. Hierfür 
stützte sich das Gericht zum einen auf die Schilderung des Finanzamtes zur 
Organisation des finanzamtsinternen Postablaufs und zum anderen auf vom 
Postdienstleister eingeholte Auskünfte inklusive vorgelegter Sendungsdetails 
zweier in Frage kommender Postsendungen. 
Dem Kläger sei es demgegenüber nicht gelungen, berechtigte Zweifel an der 
gesetzlichen Bekanntgabefiktion zu begründen. Hierfür reiche ein abweichender 
Eingangsvermerk wie z.B. der auf der Einspruchsentscheidung angebrachte 
Eingangsstempel der Kanzlei des Bevollmächtigten nicht aus. Auch habe nicht 
festgestellt werden können, welche Mitarbeiterin des Bevollmächtigten das 
Eingangsdatum auf der Einspruchsentscheidung aufgebracht hatte. 
Der vom Kläger geltend gemachten generellen Unzuverlässigkeit des vom 
Finanzamt eingesetzten Postdienstleisters sei unter Hinweis auf die vom 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/13_K_3367_20_G_Urteil_20230426.html
https://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/archiv/newsletter_archiv/newsletter_2023/Newsletter_06_2023.pdf
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Postdienstleister vorgelegten Postlaufzeitmessungen nicht zu folgen. Bei einer 
vom Postdienstleister erzielten Zustellquote von 95,5 % für den Zeitraum 
zwischen Einlieferungstag und dem zweiten auf den Einlieferungstag folgenden 
Werktag könne trotz zweier zustellfreier Tage (Samstag und Sonntag) auch nicht 
(generell) von einer atypischen Konstellation ausgegangen werden, die die Drei-
Tages-Fiktion ohne Vorliegen weiterer Umstände entkräfte. 
Das Finanzgericht Münster weicht damit von der Rechtsprechung des 
Finanzgerichts Berlin-Brandenburg im Urteil vom 24. August 2022 (Az. 7 K 
7045/20, siehe unseren Blogbeitrag) ab und hat deshalb die Revision 
zugelassen. 
Fundstelle 
Finanzgericht Münster, Urteil vom 11. Mai 2023 (8 K 520/22 E), siehe den 
Newsletter Juni 2023 des Finanzgerichts; die Revision wurde zugelassen, über 
die Einlegung ist noch nichts bekannt. 

 
Business Meldungen 
 
Überblick über die 11. GWB-Novelle („Wettbewerbsdurchsetzungsgesetz“, 
Entwurf der Bundesregierung) 
  
Die Bundesregierung hat am 5. April 2023 die 11. Novelle des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen („GWB“), das sog. 
Wettbewerbsdurchsetzungsgesetz, beschlossen. Der Regierungsentwurf wird nun 
in Bundestag und Bundesrat erörtert. Zuvor hatte das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz am 26. September 2022 einen Referentenentwurf 
veröffentlicht, der sich nur wenig vom jetzt veröffentlichten Regierungsentwurf 
unterscheidet. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 
 
Überarbeitung der de-minimis-Verordnung durch die EU-Kommission 
  
Die Auswirkungen eines Verstoßes gegen das EU-Beihilfenrecht können durch 
drohende Schadensersatzforderungen, Haftungsrisiken oder Rückforderungen 
mitunter folgenreich sein. Umso wichtiger sind daher die Regelungen der de-
minimis-VO (VO (EU) 1407/2013 der KOM vom 18.12.2013), die 
Beihilfengewährungen in geringer Höhe unter erleichterten Bedingungen 
ermöglichen. Da vor allem Kommunen und kommunale Unternehmen sowohl als 
Fördermittelgeber als auch Fördermittelempfänger in Erscheinung treten, entfaltet 
diese Regelung für sie sogar in doppelter Hinsicht Relevanz. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 

 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/235242/zugangsvermutung-bei-regelmaessig-zustellungsfreien-tagen-innerhalb-der-drei-tages-frist/
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2023/8_K_520_22_E_Urteil_20230511.html
https://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/archiv/newsletter_archiv/newsletter_2023/Newsletter_06_2023.pdf
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/237963/ueberblick-ueber-die-11.-gwb-novelle-wettbewerbsdurchsetzungsgesetz-entwurf-der-bundesregierung/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/237986/ueberarbeitung-der-de-minimis-verordnung-durch-die-eu-kommission/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Terminplaner 
  
Steuern zum Frühstück 
Webcast, 29.06. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/steuernzumfruehstueck
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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